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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtiinie des Rates zur Angieichung der Rechtsvorschriften 

der Mitgliedstaaten über den Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen 

für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die technischen Vorschriften, denen die Kraftfahr- 
zeuge nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
genügen müssen, betreffen unter anderen auch den 
Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtun- 
gen. 

Diese Vorschriften sind von Mitgliedstaat zu Mit- 
gliedstaat verschieden. Hieraus ergibt sich die Not- 
wendigkeit, daß von allen Mitgliedstaaten - ent- 
weder zusätzlich oder an Stelle ihrer derzeitigen 
Regelung - gleiche Vorschriften erlassen werden, 
damit vor allem das EWG-Betriebserlaubnisverfah- 
ren gemäß Richtlinie des Rates vom 6. Februar 1970 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten über die Betriebserlaubnis für Kraft- 
fahrzeuge und ihre Anhänger^) auf jeden Fahrzeug- 
typ angewandt werden kann. 

Die gemeinschaftlichen Vorschriften für den Bau 
der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen wer- 
den in anderen Einzelrichtlinien behandelt werden. 

Die Angleichung der innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften über Kraftfahrzeuge beinhalten eine An- 
erkennung unter Mitgliedstaaten der von jedem von 
ihnen auf Grund gemeinsamer Vorschriften durch- 
geführten Kontrollen; ein derartiges System setzt 


zum einwandfreien Funktionieren voraus, daß diese 
Vorschriften von allen Mitgliedstaaten von einem 
gleichen Datum an angewendet werden - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Als Fahrzeuge im Sinne dieser Richtlinie gelten 
- mit Ausnahme von Schienenfahrzeugen, landwirt- 
schaftlichen Zug- und Arbeitsmaschinen sowie an- 
deren Arbeitsmaschinen - alle zur Teilnahme am 
Straßenverkehr bestimmten Kraftfahrzeuge mit oder 
ohne Aufbau, mit mindestens vier Rädern und einer 
bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von mehr 
als 25 km/h, sowie ihre Anhänger. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten dürfen die EWG-Betriebserlaub- 
nis oder die Betriebserlaubnis mit nationaler Gel- 
tung für ein Fahrzeug nicht aus Gründen des An- 
baus der in Punkt 1.5.7. bis 1.5.20. von Anhang I 
aufgezählten vorgeschriebenen oder zulässigen Be- 
leuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen nicht ver- 
weigern, wenn sie in Übereinstimmung mit den in 
Anhang I dieser Richtlinie vorgesehenen Vorschrif- 
ten angebaut sind. 

Artikels 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Zu- 
lassung, die Inbetriebnahme oder die Benutzung von 
Fahrzeugen nicht aus Gründen des Anbaus der in 
Punkt 1.5.7. bis 1.5.20. von Anhang I aufgezählten 
vorgeschriebenen oder zulässigen Beleuchtungs- und 
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Lichtsignaleinrichtungen nicht verweigern, wenn sie 
in Übereinstimmung mit dem in Anhang I dieser 
Richtlinie vorgesehenen Vorschriften angebaut sind. 

Artikel 4 

Der Mitgliedstaat, der die Betriebserlaubnis erteilt 
hat, trifft die erforderlichen Maßnahmen, damit er 
von jeder Änderung unterrichtet wird, die ein Bau- 
teil oder ein Merkmal nach Anhang I Punkt 1.1. 
betrifft. 

Die zuständigen Behörden dieses Mitgliedstaates 
befinden darüber, ob der geänderte Fahrzeugtyp 
erneut geprüft und darüber ein neuer Prüfbericht 
erstellt werden muß. Die Änderung wird nicht ge- 
nehmigt, wenn die Prüfung ergibt, daß die Vor- 
schriften dieser Richtlinie nicht eingehalten werden. 

Artikel 5 

Änderungen, die zur Anpassung der Anhänge an den 
technischen Fortschritt notwendig sind, werden nach 
dem Verfahren des Artikels 13 der Richtlinie des 
Rates vom 6. Februar 1970 zur Angleichung der 


Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Be- 
triebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und Kraftfahr- 
zeuganhänger erlassen. 

Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen 
vor dem 1. Januar 1975 die Bestimmungen, die 
nötig sind, um dieser Richtlinie nachzukommen, 
und setzen die Kommission unverzüglich hiervon 
in Kenntnis. Sie wenden diese Bestimmungen 
ab 1. Oktober 1975 an. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie sorgen die 
Mitgliedstaaten ferner dafür, daß die Kommis- 
sion von allen weiteren Entwürfen, Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, die sie auf dem von 
dieser Richtlinie erfaßten Gebiet zu erlassen be- 
absichtigen, so rechtzeitig unterrichtet wird, daß 
sie dazu Stellung nehmen kann. 

Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
14. Januar 1974 - 1/4 - 680 70 ~ E - Kr 14/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 10. Dezember 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Anhang I 


Anbau von Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen 


1 . Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie gilt; 

1.1. „Fahrzeugtyp" hinsichtlich der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen sind Fahrzeuge, die 
untereinander keine wesentlichen Unterschiede aufweisen. Solche Unterschiede können insbe- 
sondere folgende sein: 

1.1.1. Abmessungen und äußere Form des Fahrzeugs, 

1.1.2. Anzahl und Anbringungsort der Geräte. 

1.1.3. Es gelten ebenfalls nicht als „andere Fahrzeugtypen" 

1. 1.3.1. Fahrzeuge, die im Sinne von Punkt 1.1.1. und 1.1.2. Unterschiede- aufweisen, die jedoch keine 
Änderungen der Art, der Anzahl, der Lage und der geometrischen Sichtbarkeit der für den 
betreffenden Fahrzeugtyp vorgeschriebenen Leuchten verursachen. 

1.1. 3.2. Fahrzeuge mit oder ohne zusätzliche Leuchten. 

1.2. „Qu^rebene", eine zur mittleren Fahrzeuglängsebene senkrecht stehende Vertikale. 

1.3. „Leeres Fahrzeug" ist das Fahrzeug im fahrbereiten Zustand nach Begriffsbestimmung von 
Punkt 2.6., Anhang I (Muster des Erhebungsbogens), zur Ratsrichtlinie vom 6. Februar 1970 über 
die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und ihre Anhänger, jedoch ohne Fahrer: 

1.4. „Beladenes Fahrzeug" ist das bis zu seinem vom Hersteller angegebenen technisch zulässigen 
Höchstgewicht beladene Fahrzeug. Der Hersteller setzt auch die Verteilung des Gewichts auf 
die Achsen nach dem in Zusatz 1. beschriebenen Verfahren fest. 

1.5. „Leuchte" ist ein Gerät, das dazu dient, die Fahrbahn zu beleuchten (Scheinwerfer) oder ein 
Lichtsignal abzugeben. Als „Leuchten" gelten ferner die Beleuchtungseinrichtungen für das hintere 
Kennzeichen sowie die Rückstrahler; 

1.5.1. „Äquivalente Leuchten" sind Leuchten, die die gleiche Funktion haben und in dem Zulassungs- 
land genehmigt sind; diese Leuchten können unterschiedliche Eigenschaften haben, sofern sie den 
Forderungen des vorliegenden Anhangs entsprechen. 

1.5.2. „Unabhängige Leuchten" sind Leuchten mit getrennten leuchtenden Flächen, getrennten Licht- 
quellen und getrennten Gehäusen; 

1.5.3. „Zusammengebaute Leuchten" sind Geräte, die getrennt leuchtende Flächen, getrennte Licht- 
quellen, jedoch gemeinsame Gehäuse haben; 

1.5.4. „Kombinierte Leuchten" sind Geräte, die getrennte leuchtende Flächen jedoch die gleiche Lidit- 
quelle und das gleiche Gehäuse haben; 

1.5.5. „Ineinander gebaute Leuchten" sind Geräte, die getrennte Lichtquellen (oder eine einzige Licht- 
quelle, die unter unterschiedlichen Bedingungen brennt) und das gleiche Gehäuse haben sowie 
teilweise oder völlig gemeinsame leuchtende Flächen; 

1.5.6. „Verdeckbarer Scheinwerfer" ist ein Scheinwerfer, der teilweise oder vollständig verdeckt werden 
kann, wenn er nicht gebraucht wird. Dies kann erreicht werden durch eine bewegliche Abdeckung 
oder durch Lagenänderung des Scheinwerfers oder durch andere geeignete Mittel. Im besonderen 
sind „Versenkscheinwerfer" solche Scheinwerfer, die durch Änderung der Lage in der Karrosserie 
verschwinden können; 

1.5.7. „Scheinwerfer für Fernlicht" ist ein Scheinwerfer, der dazu dient, die Fahrbahn auf eine große 
Entfernung vor dem Fahrzeug auszuleuchten; 

1.5.8. „Scheinwerfer für Abblendlicht" ist ein Scheinwerfer, der dazu dient, die Fahrbahn vor dem 
Fahrzeug auszuleuchten, ohne die Führer der entgegenkommenden Fahrzeuge oder andere 
Verkehrsteilnehmer zu blenden oder mehr als unvermeidbar zu stören; 

1.5.9. „Nebelscheinwerfer" ist ein Scheinwerfer, der dazu dient, die Beleuchtung der Fahnbahn bei 
Nebel, Schneefall, Wolkenbrüchen oder Staubwolken zu verbessern; 
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1.5.10. „Rückfahrleuchte" ist eine Leuchte, die dazu bestimmt ist, die Fahrbahn hinter dem Fahrzeug 
auszuleuchten und anderen Verkehrsteilnehmern anzuzeigen, daß das Fahrzeug rückwärts fährt 
oder rückwärts zu fahren beginnt; 

1.5.11. „Fahrtrichtungsanzeiger" ist eine Leuchte, die dazu dient, anderen Verkehrsteilnehmern anzu- 
zeigen, daß der Führer die Absicht hat, die Fahrtrichtung nach rechts oder links zu ändern; 

1.5.12. „Warnblinklicht" ist das gleichzeitige Blinken aller Fahrtrichtungsanzeiger. Es ist dazu bestimmt, 
anderen Verkehrsteilnehmern die besondere Gefahr anzuzeigen, die das Fahrzeug im Augenblick 
für andere Verkehrsteilnehmer darstellt; 

1.5.13. „Bremsleuchte" ist eine Leuchte, die dazu dient, anderen Verkehrsteilnehmern hinter dem Fahr- 
zeug anzuzeigen, daß sein Führer die Betriebsbremse betätigt; 

1.5.14. „Beleuchtungseinrichtung für das hintere Kennzeichen" ist eine Einrichtung, die dazu dient, den 
Anbringungsort für das hintere Kennzeichenschild zu beleuchten; sie kann aus verschiedenen 
optischen Teilen zusammengesetzt sein; 

1.5.15. „Vordere Begrenzungsleuchte" ist eine Leuchte, die dazu dient, das Vorhandensein des Fahrzeugs 
und seine Breite von vorne anzuzeigen; 

1.5.16. „Schlußleuchte" ist eine Leuchte, die dazu dient, das Vorhandensein und die Breite des Fahrzeugs 
von hinten anzuzeigen; 

1.5.17. „Nebelschlußleuchte" ist eine Leuchte, die dazu dient, das Vorhandensein des Fahrzeugs bei 
dichtem Nebel von hinten besser anzuzeigen; 

1.5.18. „Parkleuchte" ist eine Leuchte, die dazu dient, das Vorhandensein eines Fahrzeugs ohne Anhänger 
beim Parken innerhalb geschlossener Ortschaften anzuzeigen. Sie ersetzt in diesem Fall die 
Begrenzungs- und Schlußleuchten; 

1.5.19. „Umrißleuchte" ist eine Leuchte, die so nahe wie möglich zur breitesten Stelle des Fahrzeugs 
und so hoch wie möglich am Fahrzeug angebaut ist und dazu dient, die Breite über alles deutlich 
anzuzeigen. Sie soll bei manchen Fahrzeugen und Anhängern die Begrenzungsleuchten ergänzen 
und die Aufmerksamkeit auf besondere Fahrzeugumrisse lenken; 

1.5.20. „Rückstrahler" ist ein Gerät, das dazu dient, das Vorhandensein eines Fahrzeugs durch Reflexion 
von Licht anzuzeigen, das von einer Lichtquelle ausgeht, die nicht an dem betreffenden Fahrzeug 
angebaut ist, wobei sich der Beobachter in der Nähe der betreffenden Lichtquelle befindet. 

1.6. „Leuchtende Fläche einer Leuchte" 

1.6.1. „Leuchtende Fläche eines Scheinwerfers" (Punkte 1.5.7. bis 1.5.10.) ist die orthogonale Projektion 
der gesamten Öffnung des Spiegels der Leuchte auf eine zu ihrer Bezugsachse senkrecht liegenden 
Ebene. Bedeckt (bedecken) die Streuscheibe (n) eines Scheinwerfers nur einen Teil der Gesamt- 
öffnung des Spiegels, dann gilt als leuchtende Fläche nur die Projektion dieses Teils; 

1.6.2. „Leuchtende Fläche einer Signalleuchte, ausgenommen Rückstrahler" (Punkte 1,5,11. bis 1.5.19.) 
ist die orthogonale Projektion der Leuchte auf eine zu ihrer Bezugsachse senkrecht liegenden 
Ebene, welche die Außenscheibe der Leuchte berührt. Diese Projektion wird begrenzt durch die 
in dieser Ebene liegenden Maskenränder, wobei jeder Rand für sich allein die Gesamtlichtstärke 
der Leuchte auf 98 ®/o herabsetzt. Zur Bestimmung des unteren, oberen und seitlichen Randes der 
Leuchte werden nur Masken mit horizontalem und vertikalem Rand berücksichtigt; 

1.6.3. „Leuchtende Fläche eines Rückstrahlers" (Punkt 1.5.20.) die leuchtende Fläche in einer senkrecht 
zu seiner Bezugsachse stehenden Ebene wird begrenzt durch die Ebenen, die an die äußeren 
Teile der Rückstrahloptik angrenzen und parallel zu dieser Achse sind. Zur Festlegung der 
unteren, oberen und seitlichen Ränder der Leuchten werden nur die senkrechten und waage- 
rechten Ebenen in Betracht gezogen; 

1.6.4. „Scheinbare Oberfläche", in einer bestimmten Beobachtungsrichtung ist die orthogonale Pro- 
jektion der. äußeren Fläche des lichtdürchlässigen Teils einer Leuchte auf eine zur Beobachtungs- 
richtung senkrechte Ebene (s, Zeichnung im Zusatz 2). 

1.7. „Bezugsachse" ist die charakteristische Achse des Lichtsignals, die vom Hersteller festgelegt wird 
und als Ausgangsrichtung (H=0°, V=0°) für die Winkel bei den photometrischen Messungen 
und beim Anbau am Fahrzeug dient. 

1.8. „Bezugspunkt" ist der vom Hersteller der Leuchte angegebene Schnittpunkt der Bezugsachse mit 
der Lichtaustrittsfläche. 
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1.9. „Winkel der geometrischen Sichtbarkeit" sind die Winkel, welche den Bereich des kleinsteh 
Raumwinkels abgrenzen, innerhalb dessen die scheinbare Oberfläche in einer beliebigen Beobadi- 
tungsriditung sichtbar sein muß. Dieser Raumwinkelbereich wird durch die Segmente einer 
Kugel abgegrenzt, deren Mittelpunkt identisch ist mit dem Bezugspunkt der Leuchte, und deren 
Äquator parallel zur Fahrbahn verläuft. Die Segmente werden bestimmt durch den horizontalen 
und vertikalen Winkel, wobei beide Winkel von der Bezugsachse ausgerechnet werden. Die 
horizontalen Winkel entsprechen der Länge ß, die vertikalen der Breite a. Innerhalb der Winkel 
der geometrischen Sichtbarkeit darf sich kein Hindernis für das von einem beliebigen Teil der 
scheinbaren Oberfläche ausgesandte Licht befinden. 

Nicht berücksichtigt werden die bei der Bauartgenehmigung, falls diese vorgeschrieben ist, vor- 
handenen Hindernisse. 

1.10. „Äußerste Stelle der Breite über alles" auf jeder Seite des Fahrzeugs ist die zur Fahrzeuglängs- 
mittelebene parallel liegende Ebene, die die breiteste Stelle des Fahrzeugs berührt, wobei folgende 
überstehende Teile außer Betracht bleiben; 

1.10.1. Reifen in der Höhe des Bodenberührungspunktes und Verbindungen von Druckanzeigern bei 
Reifen, 

1.10.2. Gleitschutzvorrichtungen, die an den Rädern angebracht sein können, 

1.10.3. Rückspiegel, 

1.10.4. Seitliche Fahrtrichtungsanzeiger, Umrißleuchten, Begrenzungs- und Schlußleuchten sowie Park- 
leuchten, 

1.10.5. Zollplomben an dem Fahrzeug und Befestigungs- und Schutzeinrichtungen solcher Plomben, 

1.11. „Breite über alles", Entfernung zwischen den beiden unter Punkt 1.10. definierten Vertikal- 
ebenen. 

1.12. Es gilt 

1.12.1. als eine „einzige Leuchte" eine Kombination von zwei oder mehreren Leuchten gleicher oder 
nicht gleicher Art, jedoch gleicher Funktion und gleicher Farbe, die aus Einrichtungen besteht, 
deren leuchtende Flächen der Leuchten auf eine Ebene senkrecht zur Fahrzeuglängsmittelebene 
und senkrecht zur Fahrbahn mindestens 60 ®/o der Fläche des kleinstmö glichen um die leuchtenden 
Flächen der Leuchte umschriebenen Rechtecks ausfüllen; außerdem muß eine solche Kombination 
als Leuchteneinheitstyp geprüft sein, wenn die Bauartgenehmigung verlangt ist. Diese Kombi- 
nationsmöglichkeit ist für Scheinwerfer für Fernlicht, Scheinwerfer für Abblendlicht und für 
Nebelscheinwerfer nicht gültig; 

1.12.2. als „zwei" oder als „eine gerade Anzahl" von Leuchten, eine einzige leüchtende Fläche der 
Leuchte in der Form eines Lichtbandes, wenn dieses Band symmetrisch zur Fahrzeuglängsmittel- 
ebene angeordnet ist und wenn es sich mindestens bis 0,4 m v.on der breitesten Stelle des 
Fahrzeugs auf jeder Seite erstreckt. Die Länge des Bandes muß außerdem mindestens 0,8 m 
betragen. Für die Beleuchtung des Bandes müssen mindestens zwei Lichtquellen vorhanden sein, 
die so nahe wie möglich an den Enden des Bandes liegen. Die leuchtende Fläche der Leuchte darf 
aus nebeneinander liegenden getrennten Bauteilen bestehen, sofern die leuchtenden Flächen des 
nichtdurchlässigen Teils der Leuchte auf die gleiche Vertikalebene mindestens 60 ®/o der Fläche 
des umschriebenen kleinstmöglichen Rechtecks ausfüllen. 

1.13. Abstand zweier Leuchten, die gleich gerichtet sind, ist der Abstand zwischen den orthogonalen 
Projektionen der Umrisse der beiden nach Punkt 1.6. bestimmten leuchtenden Flächen auf eine 
Ebene, die senkrecht zur Betrachtungsrichtung dieser Umrisse liegt. Bei Scheinwerfern für 
Abblendlicht ist die leuchtende Fläche an der Hell-Dunkel-Grenze durch die Spur der Hell-Dunkel- 
Grenze auf der Streuscheibe begrenzt. Sind der Spiegel und die Streuscheiben gegeneinander 
verstellbar, ist die mittlere Einstellung zu benutzen. 

1.14. „Zulässig" ist eine Leuchte, deren Vorhandensein dem Hersteller freigestellt ist. 

1.15. „Funktionskontrolleuchten" sind Kontrolleuchten, die angeben, ob eine Einrichtung in Betrieb 
ist und einwandfrei arbeitet. 

1.16. „Einschaltkontrolleuchten" sind Kontrolleuchten, die angeben, daß eine Einrichtung in Betrieb 
ist, gleichviel ob sie normal arbeitet oder nicht. 
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2. Beantragung einer EWG-Betriebserlaubnis 

2.1. Die Beantragung einer EWG-Betriebserlaubnis eines Fahrzeugtyps in Bezug auf den Anbau von 
Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen ist vom Hersteller des Fahrzeugs oder seinem Beauf- 
tragten einzureichen. 

2.2. Dem Antrag sind folgende Unterlagen in dreifacher Ausfertigung und folgende Angaben beizu- 
fügen: 

2.2.1. Beschreibung des Fahrzeugtyps hinsichtlich der unter Punkt 1.1.1. bis 1.1.3. aufgeführten Kriterien 
sowie hinsichtlich der Beschränkungen für die Zuladung, namentlich für die höchstzulässige 
Belastung des Kofferraums. 

2.2.2. Liste der Leuchten, die vom Hersteller als Beleuchtungs- und Lichtsignalausrüstung angebaut 
sind. Jeder Typ muß eindeutig bezeichnet sein (insbesondere Prüfzeichen, Name und Anschrift 
des Herstellers). Äquivalente Leuchten dürfen später ohne erneute Betriebserlaubnis angebracht 
werden. 

2.2.3. Skizze sämtlicher Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen mit Angabe der Lage der verschie- 
denen Leuchten am Fahrzeug; 

2.2.4. Skizze(n), die für jede Leuchte die Bezeichnung der leuchtenden Fläche im Sinne von Punkt 1.6. 
enthält (enthalten). 

2.3. Der Prüfstelle ist ein leeres Fahrzeug mit Beleuchtungs- und Lichtsignalausrüstung nach 
Punkt 2.2.2. vorzustellen, das für den zu prüfenden Fahrzeugtyp repräsentativ ist. 

2.4. Die im Anhang II vorgesehene Mitteilung ist dem Betriebserlaubnisbogen beizufügen. 


3. Allgemeine Bestimmungen 

3.1. Die Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen sind so anzubauen, daß unter normalen Gebrauchs- 
bedingungen und trotz der gegebenenfalls auftretenden Schwingungsbeanspruchungen die in 
diesem Anhang vorgeschriebenen Eigenschaften nicht beeinträchtigt werden und daß das Fahrzeug 
den Vorschriften dieses Anhangs entsprechen kann. Insbesondere muß eine unbeabsichtigte Ver- 
stellung der Leuchten ausgeschlossen sein. 

3.2. Die Beleuchtungseinrichtungen nach Punkten 1.5.7., 1.5.8. und 1.5.9. sind so anzubauen, daß eine 
richtige Einstellung leicht möglich ist. 

3.3. Für alle Signalleuchten gilt - auch jener, die an den Seiten angebracht sind daß die Bezugs- 
achse nach Anbau der Leuchte am Fahrzeug parallel zur Standfläche des Fahrzeugs auf der 
Fahrbahn liegen muß. Für die seitli^en Rückstrahler muß diese Achse senkrecht zur Fahrzeug- 
längsmittelebene stehen; bei allen anderen Lichtsignaleinrichtxmgen muß sie parallel zu dieser 
Ebene liegen. In jeder Richtung ist eine Toleranz von ± 3^ zulässig. Sind vom Hersteller beson- 
dere Vorschriften für den Anbau vorgesehen, so sind diese außerdem zu beachten. 

3.4. Außer im Falle besonderer Vorschriften sind Höhe und Ausrichtung der Leuchten am leeren, 
auf einer ebenen und waagerechten Fläche aufgestellten Fahrzeug zu prüfen. 

3.5. Liegen keine besonderen Vorschriften vor, so müssen die Leuchten eines Leuchten- 

paares: 

3.5.1. symmetrisch zur Fahrzeuglängsachse angebracht sein, 

3.5.2. in bezug auf die Fahrzeuglängsachse zueinander symmetrisch sein, 

3.5.3. denselben chromatometrischen Vorschriften entsprechen, 

3.5.4. annähernd die gleichen photometrischen Eigenschaften aufweisen. 

3.6. An Fahrzeugen mit asymmetrischer Außenform sind diese Bedingungen so weit wie möglich 
einzuhalten. 

3.7. Leuchten mit unterschiedlichen Funktionen können unabhängig oder zusammengebaut, kombiniert 
oder ineinandergebaut (in einem Gerät) sein, vorausgesetzt, daß jede dieser Leuchten die ent- 
sprechenden Vorschriften erfüllt. 
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3.8. 

3.9. 


3.10, 

3.10.1. 

3.10.2. 

3.10.3. 

3.10.3.1. 

3.10.3.2. 


3.11. 


3.12. 


3.13. 


Die größte Höhe über der Fahrbahn ist vom höchsten Punkt der leuchtenden Fläche aus zu 
messen, die kleinste Höhe über der Fahrbahn vom niedrigsten Punkt der leuchtenden Fläche aus. 

Keine Leuchte darf Blinklicht ausstrahlen, ausgenommen die Fahrtrichtungsanzeiger und das 
Warnblinklicht. Keine rote Leuchte darf nach vorne und keine weiße Leuchte nach hinten sichtbar 
sein, ausgenommen Rückfahrscheinwerfer. 

Diese Bedingung wird wie folgt geprüft: 

Sichtbarkeit einer roten Leuchte nach vorne: für das Auge eines Beobachters, der sich längs der 
Zone 1 einer senkrechten Ebene bewegt, die von der Länge über alles 25 m nach vorne entfernt 
ist, darf kein rotes Licht direkt sichtbar sein (siehe Zeichnung, im Zusatz 3, Abb. 1). 

Sichtbarkeit einer weißen Leuchte nach hinten: für das Auge eines Beobachters, der sich längs 
einer Zone 2 einer senkrechten Ebene bewegt, die von der Länge über alles 25 m nach hinten 
entfernt ist, darf kein weißes Licht sichtbar sein (siehe Zeichnung, im Zusatz 3, Abb. 2). 

Die vom Auge des Beobachters erforschten Zonen 1 und 2 sind in ihren Ebenen wie folgt begrenzt: 
in der Höhe: durch zwei waagerechte Ebenen, die 1 m bzw. 2,20 m über der Fahrbahn liegen; 

in der Breite: durch zwei senkrechte Ebenen, die nach vorne bzw. nach hinten einen Winkel von 
15° nach außen in bezug zur Fahrzeugmittelebene bilden und die durch den oder die Berührungs- 
punkte der zur Mittelebene parallel verlaufenden und die Breite über alles begrenzenden, senk- 
rechten Ebenen gehen. 

Gibt es mehrere Punkte, so entspricht der vorderste der vorderen Ebene, der hinterste der 
hinteren Ebene. 


Die elektrischen Verbindungen müssen so ausgeführt sein, daß die Begrenzungsleuchten, Schluß- 
leuchten, Umrißleuchten (falls vorhanden) sowie die Beieuchtungseinrichtung für das hintere 
Kennzeichen nur gleichzeitig eingeschaltet werden können. 

Die elektrischen Verbindungen müssen so ausgeführt sein, daß die Scheinwerfer für Fernlicht, 
die Scheinwerfer für Abblendlicht und die Nebelscheinwerfer nur dann eingeschaltet werden 
können, wenn die unter 3.1 1. genannten Leuchten eingeschaltet sind. 

Diese Bedingung ist jedoch nicht für Scheinwerfer für Fernlicht oder Scheinwerfer für Abblend- 
licht vorgeschrieben, wenn die Warnzeichen durch in kurzen Zeitabständen intermittierendes 
Einschalten der Scheinwerfer für Abblendlicht, durch intermittierendes Einschalten der Schein- 
werfer für Fernlicht oder durch in kurzen Zeitabständen, wechselweises Einschalten der Schein- 
werfer für Abblendlicht und der Scheinwerfer für Fernlicht abgegeben werden. 


dieses Anhangs sind, sind folgende: 


Die Farben der Leuchten, die Gegenstand 

— Scheinwerfer für Fernlicht: 

— Scheinwerfer für Abblendlicht: 

— Nebelscheinwerfer: 

— Rückfahrleuchte: 

— Fahrtrichtungsanzeiger: 

— Warnblinklicht: 

— Bremsleuchte: 

— hintere Kennzeichenbeleuchtung: 

— vordere Begrenzungsleuchte: 

— hintere Begrenzungsleuchte: 

— Nebelschlußleuchte: 

— Parkleuchte: 

— Umrißleuchte: 


weiß oder selektives gelb 

weiß oder selektives gelb 

weiß oder selektives gelb 

weiß 

autogelb 

autogelb 

rot 

weiß 

weiß, selektives Gelb ist zulässig, wenn die 
Begrenzungsleuchte in einen Scheinwerfer mit 
gelbem Licht eingebaut ist. 

rot 

rot 

vorn weiß, hinten rot bzw. autogelb, wenn mit 
den seitlichen Fahrtrichtungsanzeigern 
zusammengebaut 

vorn weiß, hinten rot 
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3.14. 

3.15. 

3.15.1. 

3.15.2. 

3.15.2.1, 

3.15.2.2, 

3.15.3. 

3.15.4. 

3.15.5. 

3.15.6. 

4. 

4.1. 

4.1.1. 

4.1.2. 

4.1.3. 

4.1.4. 

4.1.4.1. 

4. 1.4.2. 

4.1.4.3. 


— hinterer, nicht dreieckiger Rückstrahler; 

— hinterer, dreieckiger Rückstrahler: 

— vorderer, nicht dreieckiger Rückstrahler: 

— seitlicher, nicht dreieckiger Rückstrahler: 

Die Funktion der Einschalt-Kontrolleuchten 
nommen werden. 


rot 

rot 

farblos 

autogelb 

kann von den Funktions-Kontrolleuchten über- 


Verdeckbare Leuchten 

Die Abdeckung von Signaleinrichtungen ist unzulässig. Beleuchtungseinrichtungen, die vorne am 
Fahrzeug angebracht sind, dürfen abgedeckt sein, wenn sie nicht eingeschaltet sind. 

In Gebrauchslage müssen die Scheinwerfer auch dann bleiben, wenn der nachstehend unter 
3.15.2.1. genannte Fall allein oder in Verbindung mit einem der unter 3.15.2.2. genannten Fälle 
eintritt; 

bei Ausfall der Antriebskraft für die Betätigung der Abdeckeinrichtung; 

bei unwillkürlicher Abschaltung, Störung, Kurzschluß durch Massenschluß im Stromkreis und 
bei Fehler in der hydraulischen und pneumatischen Zuleitung, den Bodenzügen, den Hubmagneten 
und anderen Teilen, die die Kraft zur Betätigung der Abdeckeinrichtungen steuern oder über- 
tragen. 

Bei Ausfall der Betätigungsvorrichtung der Abdeckeinrichtung muß ein verdeckter Scheinwerfer 
ohne Zuhilfenahme von Werkzeugen in Gebrauchsstellung gebracht werden können. 

Es muß möglich sein, die Beleuchtungseinrichtungen mit ein und derselben Betätigungseinrichtung 
in Gebrauchslage zu bringen und einzuschalten. Dies schließt jedoch die Möglichkeit nicht aus, 
sie in Gebrauchslage zu bringen, ohne sie einzuschalten. Bei zusammengebauten Scheinwerfern 
für Fernlicht und Abblendlicht ist die Betätigungseinrichtung nur für das Einschalten der Schein- 
werfer für Abblendlicht gefordert. 

Es . darf nicht möglich sein, die Bewegung der eingeschalteten Beleuchtungseinrichtungen vom 
Führersitz aus willkürlich anzuhalten, bevor die Gebrauchsstellung erreicht ist. Falls die Gefahr 
besteht, daß andere Verkehrsteilnehmer bei der Bewegung der Scheii^werfer geblendet werden, 
dürfen diese erst nach Erreichen der Endlage eingeschaltet werden. 

Eine Beleuchtungseinrichtung muß bei Temperaturen zwischen — 30° C und 50° C ihre offene 
Endlage innerhalb von 3 Sekunden nach der Betätigung erreichen können. 


Besondere Vorschriften 

Scheinwerfer für Fernlicht 
Vorhandensein 

Vorgeschrieben an Kraftfahrzeugen 
An Anhängern unzulässig 

Anzahl 
2 oder 4 

Anbauschema 

Keine besondere Vorschrift 

Anbringung 
in Richtung der Breite 

Die äußeren Ränder der leuchtenden Fläche dürfen in keinem Fall näher zu den Randlinien der 
Breite über alles des Fahrzeugs liegen, als die äußeren Ränder der leuchtenden Fläche der 
Scheinwerfer für Abblendlicht. 

in der Höhe 

Keine besondere Vorschrift 
In Längsrichtung 

Vorn am Fahrzeug; diese Bedingung gilt als erfüllt, wenn das ausgestrahlte Licht den Fahrzeug- 
führer weder mittelbar noch unmittelbar über Rückspiegel oder sonstige spiegelnde Flächen 
stört. 
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4.1.5. 


4.1.6. 


4.1.7. 

4.1.8. 

4.1.9. 

4.1.9. 1. 

4. 1.9.2. 

4.1.9.3. 

4.1.10. 
4.1.10.1 


4.1.10.2. 

4.1.11. 

4 . 1 . 12 . 

4.1.12.1. 

4.1.12.2. 

4.2. 

4.2.1. 

4.2.2. 

4.2.3. 

4.2.4. 
4.2.4. 1. 


4.2.4.2. 

4.2.4. 3. 


Geometrische Sichtbarkeit 

Die Sichtbarkeit der leuchtenden Fläche, auch die in der jeweiligen Beobachtungsrichtung nicht 
leuchtend erscheinenden Bereiche, muß innerhalb eines kegelförmigen Raumes sichergestellt 
sein, der durch Mantellinien begrenzt ist, die durch den Umriß der leuchtenden Flächen gehen 
und einen Winkel von mindestens 5^ mit der Bezugsachse des Scheinwerfers bilden. 

Ausrichtung 
Nach vorn. 

Außer den notwendigen Einrichtungen für eine einwandfreie Einstellung und beim Vorhanden- 
sein von zwei Paaren von Scheinwerfern für Fernlicht darf ein Paar davon, das nur Fernlicht 
ausstrahlen kann, schwenkbar sein in Abhängigkeit vom Einschlagwinkel der Lenkung. Die 
Schwenkachse muß annähernd vertikal sein. 

Darf „zusammengebaut" sein 

mit dem Scheinwerfer für Abblendlicht und den anderen vorderen Leuchten. 

Darf „kombiniert" sein 
mit keiner anderen Leuchte. 

Darf „ineinandergebaut" sein 

mit dem Scheinwerfer für Abblendlicht, außer wenn der Scheinwerfer für Fernlicht in Abhängig- 
keit vom Einschlagwinkel der Lenkung schwenkbar ist; 

mit der vorderen Begrenzungsleuchte; 
mit dem Nebelscheinwerfer. 

Elektrische Schaltung 

Die Scheinwerfer für Fernlicht dürfen nur insgesamt oder teilweise einschaltbar sein. Beim 
Übergang vom Abblendlicht zum Fernlicht muß mindestens ein Paar Scheinwerfer für Fernlicht 
eingeschaltet werden. Beim Abblenden müssen alle Scheinwerfer für Fernlicht gleichzeitig 
erlöschen. 

Die Abblend-Schweinwerfer dürfen gleichzeitig mit den Scheinwerfern für Fernlicht brennen. 

Einschalt-Kontrolle 

vorgeschrieben 

Sonstige Vorschriften 

Die größte Lichtstärke aller Scheinwerfer für Fernlicht, die gleichzeitig brennen können, darf 
225 000 cd nicht überschreiten. 

Für diese größte Lichtstärke gilt die Summe der Einzellichtstärken, die bei der Bauartgenehmigung 
gemessen wurden und auf dem betreffenden Bauartgenehmigungsbogen angegeben sind. 

Abblendscheinwerfer 

Vorhandensein 

Vorgeschrieben für Kraftfahrzeuge 
An Anhängern unzulässig 

Anzahl 

2 

Anbauschema 

Keine besondere Vorschrift 

Anordnung 
In Richtung der Breite 

Der von der Fahrzeuglängsmittelebene am weitesten entfernte Rand der leuchtenden Fläche darf 
nicht mehr als 400 mm von der breitesten Stelle des Fahrzeugs entfernt sein. 

Die inneren Ränder der leuchtenden Fläche müssen mindestens 600 mm voneinander entfernt 
sein. 

In der Höhe 

über dem Boden: mindestens 500 mm, höchstens 1200 mm. 

In Längsrichtung 

Vorne am Fahrzeug; diese Bedingung gilt als erfüllt, wenn das ausgestrahlte Licht den Fahrzeug- 
führer weder mittelbar noch unmittelbar über Rückspiegel und/oder sonstige spiegelnde Flächen 
stört. 
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4.2.5. Geometrische Sichtbarkeit 

Sie ist durch die Winkel a und ß entsprechend Punkt 1 .9. festgelegt. 

a = 15^ nach oben und 10^ nach unten 
ß = 45^ nach außen und 10° nach innen 

Innerhalb dieses Bereiches muß ungefähr die gesamte projizierte Fläche des Scheinwerfers 
sichtbar sein. 

Wände und sonstige Teile in der Umgebung des Scheinwerfers dürfen keinerlei störende Neben- 
Wirkungen für die übrigen Verkehrsteilnehmer hervorrufen. 

4.2.6. Ausrichtung - Das Absenken des Abblendlichtbündels wird unter statischen Bedingungen für alle 
Beladungszustände gemäß Zusatz 1 gemessen. 

4.2. 6.1. Die Absenkung des Lichtbündels muß ohne manuelles Eingreifen zwischen 0,5 v. H. und 2,5 v. H. 
bleiben, wenn sie im leeren Zustand des Fahrzeugs mit einer Person auf dem Fahrersitz anfänglich 
auf 1,5 V. H. eingestellt worden ist. 

4.2. 6. 2. Wird die vorgenannte Bedingung durch eine Einrichtung erfüllt, die auf die relative Stellung 
des Scheinwerfers zum Fahrzeug einwirkt, so darf das Lichtbündel bei Ausfall dieser Einrichtung 
nicht in eine Stellung zurückgeführt werden, die weniger nach abwärts gerichtet ist als in dem 
Augenblick, in dem der Ausfall der Einrichtung eingetreten ist. 

4.2.6. 3. Abweichend von den Vorschriften der Punkte 4.2.6. 1. und 4.2. 6. 2. ist jedoch während einer Über- 
gangszeit von fünf Jahren von der Notifizierung dieser Richtlinie ab eine von Hand bediente 
Einstellung zulässig, die ohne Werkzeug betätigt werden kann. 

4.2.7. Darf zusammengebaut sein 

mit dem Scheinwerfer für Fernlicht und den anderen vorderen Leuchten. 

4.2.8. Darf kombiniert sein 

mit keiner anderen Leuchte. 

4.2.9. Darf ineinandergebaut sein 

4.2.9. 1. mit dem Scheinwerfer für Fernlicht, außer wenn dieser in Abhängigkeit vom Einschlagwinkel der 
Lenkung beweglich ist; 

4. 2. 9.2. mit den anderen vorderen Leuchten. 

4.2.10. Elektrische Schaltung 

Beim Abblenden müssen alle Scheinwerfer für Fernlicht gleichzeitig erlöschen. 

Die Scheinwerfer für Abblendlicht dürfen gleichzeitig mit den Scheinwerfern für Fernlicht brennen. 

4.2.11. Einschaltkontrolle 
Zulässig 

4.2.12. Sonstige Vorschriften 

Die Vorschriften von Punkt 3,5.2. gelten nicht für Abblendscheinwerfer. 

4.3. Nebelscheinwerfer 

4.3.1. Vorhandensein 

Zulässig an Kraftfahrzeugen. 

Unzulässig bei Anhängern. 

4.3.2. Anzahl 
2 

4.3.3. Einbauschema 

Keine besondere Vorschrift 

4.3.4. Anordnung 

4.3.4. 1. In Richtung der Breite 

Der von der Fahrzeuglängsmittelebene am weitesten entfernte Rand der leuchtenden Fläche darf 
nicht mehr als 400 mm von der breitesten Stelle des Fahrzeugs entfernt sein. 

4.3.4.2. In der Höhe 

mindestens 250 mm über dem Boden. 

Kein Punkt der leuchtenden Fläche darf sich oberhalb des höchsten Punktes des Scheinwerfers 
für Abblendlicht befinden. 
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43.4.3. 

43.5. 

43.6. 

4.3.7. 

4.3.8. 

4.3.9. 

43.9.1. 

4.3.9.2. 

4.3.10. 

4.3.11. 

4.4. 

4.4.1. 

4.4.2. 

4.4.3. 

4.4.4. 
4.4.41. 

4.4.4.2. 
4.4.43. 

4.4.5. 

44.6. 
4.47. 

4.4.8. 

4.4.9. 


In Längsriditung 

Vorne am Fahrzeug; diese Bedingung gilt als erfüllt, wenn das ausgestrahlte Licht den Fahrzeug- 
führer weder mittelbar noch unmittelbar über Rückspiegel und/oder sonstige spiegelnde Flächen 
stört. 

Geometrische Sichtbarkeit 

Sie ist bestimmt durch die Winkel a und ß, wie sie unter Punkt 1.9. angegeben sind. 

a = 5^ nach oben und unten 
ß = 45° nach außen und 10° nach innen. 

Ausrichtung 

Die Nebelscheinwerfer dürfen ihre Richtung nicht in Abhängigkeit vom Einschlagwinkel der 
Lenkung verändern können. Sie müssen nach vorne ausgerichtet sein, ohne die entgegenkommen- 
den Fahrzeugführer oder andere Verkehrsteilnehmer zu blenden oder über Gebühr zu stören. 

Darf zusammengebaut sein 
mit anderen vorderen Leuchten. 

Darf nicht kombiniert sein 
mit anderen vorderen Leuchten. 

Darf ineinandergebaut sein 

mit in Abhängigkeit vom Einschlagwinkel der Lenkung nicht schwenkbaren Scheinwerfern für 
Fernlicht, bei Vorhandensein von vier Fernscheinwerfern; 

mit den vorderen Begrenzungsleuchten. 

Elektrische Schaltung 

Die Nebelscheinwerfer müssen unabhängig von den Fernscheinwerfern oder den Abblendschein- 
werfern ~ und umgekehrt - ein- und ausgeschaltet werden können. 

Einschaltkontrolle 

Zulässig 

Rückfahrleuchte 

Vorhandensein 

Zulässig 

Anzahl 
1 oder 2 

Anbauschema 

Keine besondere Vorschrift. 

Anbringung 

In Richtung der Breite 
Keine besondere Vorschrift 

In der Höhe 

Mindestens 250 mm, höchstens 1200 mm über dem Boden. 

In Längsrichtung 
Hinten am Fahrzeug. 

Geometrische Sichtbarkeit 

Diese ist durch die Winkel a und ß nach Punkt 1.9. festgelegt, 
a = 15° nach oben und 5° nach unten 

ß = 45° nach rechts und links, bei nur einer Rückfahrleuchte; 
ß = 45° nach außen und ß = 30° nach innen bei zwei Leuchten. 

Ausrichtung 
Nach hinten 

Darf zusammengebaut sein 
mit allen anderen Heckleuchten. 

Darf nicht kombiniert sein 
mit anderen Leuchten. 

Darf nicht ineinandergebaut sein 
mit anderen Leuchten. 
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4.4.10. Elektrische Schaltung 

Sie darf nur bei eingelegtem Rückwärtsgang brennen können, wenn die Einrichtung, mit der der 
Motor in Gang gesetzt oder abgestellt werden kann, sich in der Stellung befindet, in der ein 
Betrieb des Motors möglich ist. 

Ist eine der beiden Bedingungen nicht erfüllt, so darf die Leuchte nicht eingeschaltet werden 
können oder eingeschaltet bleiben. 

4.4.11. Kontrolle 
Unzulässig 

4.5. Fahrtrichtungsanzeiger 

4.5.1. Vorhandensein 

Vorgeschrieben für alle Kraftfahrzeuge. Die Typen von Fahrtrichtungsanzeigern werden einge- 
teilt in Kategorien (1 bis 5), wobei der Anbau an einem bestimmten Fahrzeug eine bestimmte 
Anordnung (A bis E) ergibt. 

Die Anordnung A ist nur bei Fahrzeugen zulässig, deren Gesamtbreite nicht mehr als 1,60 m und 
deren Gesamtlänge nicht mehr als 4 m beträgt. 

Die Anordnungen B und C gelten für alle Fahrzeuge. 

Die Anordnung D ist bei Zugfahrzeugen für Anhänger oder Sattelanhänger nicht zulässig und 
ist beschränkt auf Fahrzeuge, bei denen der größte Abstand der leuchtenden Flächen der vorderen 
und hinteren Fahrtrichtungsanzeiger nicht mehr als 6 m beträgt. Die Anordnung E gilt nur für 
Anhänger. 

4.5.2. Anzahl 

Die Anzahl der Einrichtungen muß es ermöglichen, Signale abzugeben, die einer der nachstehen- 
den Anordnungen entsprechen. 

4.5.3. Anordnung 

A - 2 seitliche Fahrtrichtungsanzeiger (Kategorie 3) 

B - 2 seitliche vordere Fahrtrichtungsanzeiger (Kategorie 4) 

2 hintere Fahrtrichtungsanzeiger (Kategorie 2) 

C - 2 vordere Fahrtrichtungsanzeiger (Kategorie 1) 

2 hintere Fahrtrichtungsanzeiger (Kategorie 2) 

2 seitliche Zusatz-Fahrtrichtungsanzeiger (Kategorie 5) 

D - 2 vordere Fahrtrichtungsanzeiger (Kategorie 1) 

2 hintere Fahrtrichtungsanzeiger (Kategorie 2) 

E - 2 hintere Fahrtrichtungsanzeiger (Kategorie 2) 

4.5.4. Anbringung 

4. 5. 4.1. In Richtung der Breite 

Der von der Fahrzeuglängsmittelebene am weitesten entfernte Rand der leuchtenden Fläche darf 
nicht mehr als 400 mm von der breitesten Stelle des Fahrzeugs entfernt sein. 

Der Mindestabstand der inneren Ränder der beiden leuchtenden Flächen muß 600 mm sein. 

Wenn der vertikale Abstand zwischen dem hinteren Fahrtrichtungsanzeiger und der entsprechen- 
den Schlußleuchte kleiner oder gleich 300 mm ist, darf der Abstand zwischen det breitesten Stelle 
des Fahrzeugs und dem äußeren Rand des hinteren Fahrtrichtungsanzeigers um nicht mehr als 
50 mm größer sein als der Abstand zwischen der breitesten Stelle des Fahrzeugs und der ent- 
sprechenden Schlußleuchte. 

Die leuchtende Fläche eines vorderen Fahrtrichtungsanzeigers muß mindestens 40 mm von der 
leuchtenden Fläche der Scheinwerfer für Abblendlicht oder der Nebelscheinwerfer entfernt sein. 
Ein kleinerer Abstand ist zulässig, wenn die Lichtstärke in der Bezugsachse des Fahrtrichtungs- 
anzeigers mindestens 400 cd beträgt. 

4. 5.4. 2. In der Höhe 
über dem Boden: 

500 mm für Fahrtrichtungsanzeiger der Kategorien 3, 4 und 5. 

Mindestens 350 mm für Fahrtrichtungsanzeiger der Kategorien 1 und 2. 

Höchstens 1500 mm für alle Kategorien. 

Läßt die Art des Fahrzeugaufbaus es nicht zu, diese maximale Höhe einzuhalten, dann darf der 
höchste Punkt der leuchtenden Fläche bei 2300 mm für Fahrtrichtungsanzeiger der Kategorien 3, 
4 und 5 bei 2100 mm für solche der Kategorien 1 und 2 liegen. 
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4.5.4.3. 


4.5.5. 


4.5.6. 

4.5.7. 

4.5.8. 

4.5.9. 

4.5.10. 


4.5.11. 


4.5.12. 


4.6. 

4.6.1. 

4.6.2. 

4.6.3. 

4.6.4. 
4.6.4.1 
4.6.4.2, 
4.6.4.3 

4.6.5. 

4.6.6. 

4.6.7. 

4.6.8. 

4.6.9. 


In Längsrichtung 

Der Abstand zwischen dem Bezugspunkt der leuchtenden Fläche des seitlichen Fahrtrichtungs- 
anzeigers (Anordnung B und C) und der Vertikalebene, die die Länge über alles nach vorn 
begrenzt, darf nicht größer sein als 1800 mm. Läßt die Art des Fahrzeugaufbaus es nicht zu, die 
Minimalwerte der Winkel der geometrischen Sichtbarkeit einzuhalten, dann darf der Abstand 
auf 2,50 m erhöht werden, wenn das Fahrzeug nach Anordnung C ausgerüstet ist. 

Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: Siehe Zusatz 4 zu diesem Punkt. 

Vertikalwinkel; 

15° oberhalb und unterhalb der Horizontalen. 

Der Vertikalwinkel unterhalb der Horizontalen darf für seitliche Fahrtrichtungsanzeiger bei den 
Anordnungen B und C auf 5° verringert werden, wenn ihre Anbauhöhe unter 750 mm liegt. 

Ausrichtung 

Sind besondere Anbauvorschriften vom Hersteller vorgesehen, so müssen diese eingehalten 
werden. 

Darf zusammengebaut sein 

mit einer oder mehreren Leuchten. 

Darf nicht kombiniert sein 
mit einer anderen Leuchte. 

Darf nicht ineinandergebaut sein 
mit einer anderen Leuchte. 

Elektrische Schaltung 

Das Aufleuchten der Fahrtrichtungsanzeiger muß unabhängig von den anderen Leuchten erfolgen. 
Alle Fahrtrichtungsanzeiger auf der gleichen Fahrzeugseite werden durch die gleiche Steuerein- 
richtung zum Aufleuchten und Erlöschen gebracht. 

Funktionskontrolle 

Vorgeschrieben für alle Fahrtrichtungsanzeiger, die der Fahrzeugführer nicht direkt sehen kann. 
Sie kann optisch oder akustisch oder beides sein. 

Ist die Kontrolle optisch, so muß sie blinken und erlöschen oder stetig brennen oder eine wesent- 
liche Frequenzänderung im Falle einer Funktionsstörung bei einem der Fahrtrichtungsanzeiger 
mit Ausnahme der seitlichen Zusatzanzeiger aufweisen. Ist die Kontrolle ausschließlich akustisch, 
so muß sie deutlich hörbar sein und unter den gleichen Umständen eine wesentliche Frequenz- 
änderung aufweisen. 

Sonstige Vorschriften 

Blinkleuchte mit einer Frequenz von 90 ± 30 Perioden pro Minute. 

Der Einschaltung des Blinksignals muß das Aufleuchten der Leuchte innerhalb höchstens einer 
Sekunde folgen und nach der ersten Ausschaltung innerhalb höchstens eineinhalber Sekunde. 

Das Blinken aller Fahrtrichtungsanzeiger muß auf ein und derselben Seite synchron erfolgen. 


Warnblinklicht 

Vorhandensein 

Vorgeschrieben 

Anzahl 

Anbauschema 

Anbringung 

In Richtung der Breite 

In der Höhe 

In Längsrichtung 

Geometrische Sichtbarkeit 

Ausrichtung 

Darf/darf nicht zusammengebaut sein mit 
Darf/darf nicht kombiniert sein mit 
Darf/darf nicht ineinandergebaut sein mit 


entsprechend den Vorschriften der 
einschlägigen Rubriken von Punkt 4.5. 
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4.6.10. 

4.6.11. 

4.6.12. 


4.7. 

4.7.1. 

4.7.2. 

4.7.3. 

4.7.4. 

4.7.4.1, 

4.7.4.2, 

4.7.4.3, 

4.7.5. 


4.7.6. 

4.7.7. 

4.7.8. 

4.7.9. 

4.7.10. 

4.7.11. 

4.7.12. 

4.8. 

4.8.1. 


Elektrische Schaltung 

Das Einsdialten der Fahrtrichtungsanzeiger muß durch eine besondere Betätigungseinrichtung 
erfolgen, die alle Fahrtrichtungsanzeiger zu gleicher Zeit einschaltet. 

Einschalt-Kontrolle 

Vorgeschriebene Blinkleuchte, die mit den unter Punkt 4.5. beschriebenen Kontrolleuchten gleich- 
zeitig arbeiten kann. 

Sonstige Vorschriften 

In Übereinstimmung mit den Vorschriften der entsprechenden Rubrik von Punkt 4.5. Bei Kraft- 
fahrzeugen, die zum Ziehen eines Anhängers eingerichtet sind, muß die Betätigung des Warn- 
blinklichtes gleidizeitig die Fahrtrichtungsanzeiger des Anhängers in Betrieb setzen. 

Das Warnblinklicht muß auch dann arbeiten können, wenn die Einrichtung zum Anwerfen oder 
Stillsetzen des Motors sich in einer Stellung befindet, in der der Motor nicht arbeiten kann. 

Bremsleuchte 

Vorhandensein 
V orgeschrieben. 

Anzahl 

2 

Anbauschema 

Keine besondere Vorschrift 

Anbringung 
In Richtung der Breite. 

Mindestens 600 mm Abstand zwischen beiden Leuchten. Dieser Abstand kann auf 400 mm ver- 
ringert werden, wenn die Breite über alles des Fahrzeugs kleiner ist als 1,30 m. 

In der Höhe. 

Uber dem Boden: mindestens 350 mm, höchstens 1500 mm, bzw. 2100 mm, wenn die Form des 
Aufbaus die Einhaltung des Wertes von 1500 mm nicht zuläßt. 

In Längsrichtung. 

Hinten am Fahrzeug. 

Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 45^ nach außen und nach innen. 

Vertikalwinkel: 15^^ über und unter der Horizontalen. 

Der Vertikalwinkel unterhalb der Horizontalen kann auf 5^ begrenzt werden, wenn sich die 
Leuchte in weniger als 750 mm über dem Boden befindet. 

Ausrichtung 
Nach hinten. 

Darf zusammengebaut sein 

mit einer oder mehreren Schlußleuchten. 

Darf nicht kombiniert sein 
mit einer anderen Leuchte. 

Darf nicht ineinandergebaut sein 
mit der hinteren Begrenzungsleuchte. 

Elektrische Schaltung 

Muß aufleuchten, wenn die Betriebsbremse betätigt wird. 

Kontrolle 

Zulässig. 

Sonstige Vorschriften 

Die Lichtstärke der Bremsleuchte muß beträchtlich größer sein als die der hinteren Begrenzungs- 
leuchten. 

Beleuchtungseinrichtung für das hintere Kennzeichenschild 

Vorhandensein 

Vorgeschrieben 
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4.8.2. 

4.8.3. 

4.8.4. 

4.8.4. 1. 

4.8.4.2. 

4.8.4.3. 

4.8.5. 

4.8.6. 

4.8.7. 

4.8.8. 

4.8.9. 

4.8.10. 

4.8.11. 

4.9. 

4.9.1. 


4.9.2. 

4.9.3. 

4.9.4. 
4.9.4,1 


4.9.4.2. 

4.9.4.3. 
4.9.5. 


Anzahl 

Anbauschema 

Anordnung 

In der Breite 

In der Höhe 

In Längsrichtung 

Geometrische Sichtbarkeit 

Ausrichtung 


So, daß die Beleuchtung des 
Kennzeichens durch die Einrichtung 
sichergestellt ist. 


Darf zusammengebaut sein 

mit einer oder mehreren Schlußleuchten. 

Darf kombiniert sein 

mit den hinteren Begrenzungsleuchten. 

Darf nicht ineinandergebaut sein 
mit einer anderen Leuchte. 

Elektrische Schaltung 

Die Einrichtung darf nur gleichzeitig mit den hinteren Begrenzungsleuchten aufleuchten. 

Kontrolle 

Zulässig. 

Vordere Begrenzungsleuchte 
Vorhandensein 

Vorgeschrieben für alle Kraftfahrzeuge. 

Vorgeschrieben für Anhänger mit mehr als 1,60 m Breite. 

Zulässig für Anhänger mit einer Breite bis zu 1,60 m. 

Anzahl 

2 

Anbauschema 

keine besondere Vorschrift 

Anordnung 
In Richtung der Breite 

Der von der Fahrzeuglängsmittelebene am weitesten entfernte Punkt der leuchtenden Fläche darf 
nicht mehr als 400 mm von der breitesten Stelle des Fahrzeugs entfernt sein. 

Bei Anhängern darf der von der Längsmittelebene am weitesten entfernte Punkt der leuchtenden 
Fläche nicht mehr als 150 mm von der breitesten Stelle des Fahrzeugs entfernt sein. 

Der Mindestabstand zwischen den inneren Rändern der beiden beleuchteten Flächen muß 600 mm 
betragen. 

In der Höhe 

Höhe^über dem Boden: mindestens 350 mm, höchstens 1500 mm, bzw. 2100 mm, wenn die Form 
der Karrosserie die Einhaltung des Wertes von 1500 mm nicht zuläßt. 

In Längsrichtung 
Vorne am Fahrzeug 

Geometrische Sichtbarkeit 
Horizontalwinkel 

für beide vorderen Begrenzungsleuchten 

a) entweder 45^ nach innen und 80° nach außen 

b) oder 80° nach innen und 45° nach außen. 

Vertikal Winkel 

15° oberhalb und unterhalb der Horizontalen. Der Vertikalwinkel kann unterhalb der Horizon- 
talen auf 5° verringert werden, wenn die Höhe der Leuchte über dem Boden kleiner ist als 
750 mm. 

Ausrichtung 
Nach vorn 
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4.9.7. 

4.9.8. 

4.9.9. 

4.9.10. 

4.9.11. 

4.10. 

4.10.1. 

4.10.2. 

4.10.3. 

4.10.4. 
4.10.4.1 


4.10.4.2. 

4.10.4.3. 

4.10.5. 


4.10.6. 

4.10.7. 

4.10.8. 

4.10.9. 


Kann zusammengebaut werden 
mit jeder anderen vorderen Leuchte. 

Darf nicht kombiniert sein 
mit anderen Leuchten. 

Darf nicht ineinandergebaut sein 

ihit irgendwelchen anderen Signal- oder Beleuchtungsanlagen. 

Elektrische Schaltung 
Keine besondere Vorschrift 

Kontrolle 

Vorgeschrieben. Die Kontrolleuchte ist nicht erforderlich, wenn die Beleuchtungseinrichtungen 
des Instrumentenbretts nur zugleich mit den vorderen Begrenzungsleuchten eingeschaltet werden 
kann. 

Schlußleuchte 

Vorhandensein 

Vorgeschrieben für alle Kraftfahrzeuge und Anhänger. 

Anzahl 

2 

Anbauschema 

Keine besondere Vorschrift 

Anordnung 
In Richtung der Breite 

Der von der Fahrzeuglängsmittelebene am weitesten entfernte Punkt der leuchtenden Fläche darf 
nicht mehr als 400 mm von der breitesten Stelle des Fahrzeugs entfernt sein. 

Bei Anhängern darf der von der Längsmittelebene am weitesten entfernte Punkt der leuchtenden 
Fläche nicht mehr als 150 mm von der breitesten Stelle des Fahrzeugs entfernt sein. 

Der Mindestabstand zwischen den inneren Rändern der beiden leuchtenden Flächen muß 600 mm 
betragen. 

Dieser Abstand kann auf 400 mm verringert werden, wenn die Fahrzeugbreite über alles kleiner 
ist als 1300 mm. 

In der Höhe 

über dem Boden: mindestens 350 mm, höchstens 1500 mm, bzw. 2100 mm, wenn die Form der 
Karrosserie die Einhaltung des Wertes von 1500 mm nicht zuläßt. 

In Längsrichtung 
Hinten am Fahrzeug 

Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel 

für beide Schlußleuchten 

a) entweder 45° nach innen und 80° nach außen, 

b) oder 80° nach innen und 45° nach außen. 

Vertikal Winkel 

15° oberhalb oder unterhalb der Horizontalen. Der vertikale Winkel unterhalb der Horizontalen 
kann auf 5° verringert werden, wenn die Höhe der Leuchte über dem Boden kleiner ist als 
750 mm. 

Ausrichtung 
nach hinten 

Kann zusammengebaut sein 

mit jeder anderen hinteren Begrenzungsleuchte. 

Kann kombiniert sein 

mit der Beleuchtungseinrichtung für das hintere Kennzeichen. 

Kann ineinandergebaut sein 

mit der Bremsleuchte und mit der Nebelschlußleuchte. 
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4.10.10. 

4.10.11. 

4.11. 

4.11.1. 

4.11.2. 

4.11.3. 

4.11.4. 

4.11.4.1, 

4.11.4.2. 

4.11.4.3 

4.11.5. 

4.11.6. 

4.11.7. 

4.11.8. 

4.11.9. 

4.11.10. 

4.11.11. 

4.12. 

4.12.1. 

4.12.2. 

4.12.3. 

4.12.4. 


Elektrische Schaltung 
Keine besondere Vorschrift 

Einschalt-Kontrolle 

Vorgeschrieben 

Kann mit der Einschaltkontrolle der vorderen Begrenzungsleuchten kombiniert werden. 

Nebelschlußleuchte 

Vorhandensein 

Vorgeschrieben 

Anzahl 
1 oder 2 

Anbauschema 

So, daß die Bedingungen der geometrischen Sichtbarkeit eingehalten sind. 

Anordnung 
In Richtung der Breite 

Ist nur eine Nebelschlußleuchte vorhanden, so muß sie auf der Seite neben der Längsmittelebene 
des Fahrzeugs angeordnet sein, die dem im Zulassungsland vorgesdiriebenen Fahrtrichtungssinn 
entgegengesetzt ist. 

In allen Fällen muß der Abstand zwischen der Nebel Schluß leuchte und der Bremsleuchte größer 
sein als 100 mm. 

In der Höhe 

Zwischen 250 und 1000 mm über dem Boden. 

In Längsrichtung 
Hinten am Fahrzeug 

Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 25° nach innen und nach außen 
Vertikalwinkel: 5° oberhalb und unterhalb der Horizontalen. 

Ausrichtung 
Nach hinten. 

Darf zusammengebaut sein 
mit jeder anderen Schlußleuchte. 

Darf nicht kombiniert sein 
mit anderen Leuchten. 

Darf ineinandergebaut sein 
mit den Schlußleuchten. 

Elektrische Schaltung 

Darf nur aufleuchten, wenn die Abblendscheinwerfer und die Nebelscheinwerfer eingeschaltet 
sind. 

Sind Nebelscheinwerfer vorhanden, so muß das Ausschalten der Nebelschlußleuchte unabhängig 
von den Nebelscheinwerfern erfolgen können. 

Einschalt-Kontrolle 

Vorgeschrieben. Unabhängige Kontrolleuchten mit konstanter Lichtstärke. 

Parkleuchten 

Vorhandensein 

Zulässig 

Anzahl 

Richtet sich nach der Anbauvorschrift. 

Anbauschema 

“ entweder 2 Leuchten vorn und 2 Leuchten hinten 
- oder eine Leuchte auf jeder Seite. 

Anbringung 
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4.12.4.1. 

4.12.4.2. 

4.12.4.3. 

4.12.5. 

4.12.6. 

4.12.7. 

4.12.8. 

4.12.9. 

4.12.10. 

4.12.11. 

4.12.12. 

4.13. 

4.13.1. 

4.13.2. 

4.13.3. 

4.13.4. 

4.13.4.1. 

4.13.4.2. 

4.13.4.3. 


In Richtung der Breite 

Der von der Fahrzeugmittelebene am weitesten entfernte Punkt der leuchtenden Fläche darf nicht 
mehr als 400 mm von der breitesten Stelle des Fahrzeugs entfernt sein. 

Wenn jeweils 2 Leuchten angebracht sind, müssen sie sich jeweils auf den Fahrzeugseiten 
befinden. 

In der Flöhe 

Uber dem Boden: mindestens 350 mm. 

Höchstens 1500 mm, bzw. 2100 mm, wenn die Form des Aufbaus die Einhaltung des Wertes von 
1500 mm nicht zuläßt. 

In Längsrichtung 

Keine besondere Vorschrift 

Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 45^ nach außen, nach vorn und nach hinten. 

Vertikalwinkel: 15^ ober- und unterhalb der Horizontalen. Der Vertikalwinkei unterhalb der 
Horizontalen kann auf 5^ verringert werden, wenn die Höhe der Leuchte über dem Boden kleiner 
ist als 750 mm. 

Ausrichtung 

So, daß die Leuchten die Sichtbarkeitsbedingungen nach vorn und nach hinten erfüllen. 

Darf zusammengebaut sein 
mit jeder anderen Leuchte. 

Darf nicht kombiniert sein 
mit anderen Leuchten. 

Darf ineinandergebaut sein 

- vorn: mit den Begrenzungsleuchten, den Scheinwerfern für Abblendlicht, den Scheinwerfern für 
Fernlicht 

- hinten: mit den Schlußleuchten, den Bremsleuchten und der Nebelschlußleuchte 

- mit den Fahrtrichtungsanzeigern der Kategorien 3, 4, 5. 

Elektrische Schaltung 

Die Schaltung muß so ausgeführt sein, daß die Parkleuchten ein und derselben Fahrzeugseite 
brennen können, ohne daß irgend welche anderen Leuchten eingeschaltet werden. 

Kontrolle 

Zulässig. Ist eine Kontrolle vorhanden, so darf sie nicht mit der Kontrolle der Umrißleuchten 
verwechselt werden können. 

Sonstige Vorschriften 

Die Funktion dieser Leuchten kann auch durch Einschalten der vorderen und hinteren Begrenzungs- 
leuchten derselben Fahrzeugseite verwirklicht werden. 

Umrißleuchte 

Vorhandensein 

- Zulässig an Fahrzeugen der Kategorien Ms, Ns, Os, O 4 

- Unzulässig an Fahrzeugen der Kategorien Mi, M 2 , Ni, N 2 , Oi, O 2 . 

Anzahl 

2 sichtbar von vorn und 2 sichtbar von hinten. 

Anbauschema 

Keine besondere Vorschrift. 

Anbringung 
In Richtung der Breite 

Möglichst nahe am äußersten Umriß (Breite über alles) des Fahrzeugs, 

In der Höhe 

So hoch, wie es mit den Anforderungen der Anbringung in der Breite und der Symmetrie der 
Leuchten vereinbar ist. 

In Längsrichtung 

Keine besondere Vorschrift 
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4.13.5. 

4.13.6. 

4.13.7. 

4.13.8. 

4.13.9. 

4.13.10. 

4.13.11. 

4.13.12. 


4.14.1. 

4.14.2. 

4.14.3. 

4.14.4. 
4.14.4.1 


4.14.4.2. 

4.14.4.3. 

4.14.5. 

4.14.6. 

4.14.7. 

4.14.8. 

4.15. 

4.15.1. 


Geometrische Sichtbarkeit 
Horizontalwinkel: 80^ nach außen 

Vertikal Winkel; 5^ oberhalb und 20^ unterhalb der Horizontalen. 

Ausrichtung 

So, daß die Leuchten die Forderungen der Sicherheit nach vorn und nach hinten erfüllen. 

Darf nicht zusammengebaut sein | 

Darf nicht kombiniert sein \ mit anderen Leuchten 

Darf nicht ineinandergebaut sein ) 

Elektrische Schaltung 
Keine besondere Vorschrift 

Kontrolle 

Zulässig 

Sonstige Vorschriften 

Vorbehaltlich der Erfüllung aller anderen Bedingungen dürfen die von hinten auf derselben 
Fahrzeugseite sichtbaren Leuchten zu einem Gerät vereinigt sein. 

Die Lage einer Umrißleuchte in bezug auf die entsprechende Begrenzungsleuchte bzw. Schluß- 
leuchte muß so sein, daß der Abstand zwischen den Projektionen der einander am nächsten 
liegenden Punkte der leuchtenden Flächen der betreffenden Leuchten auf eine vertikale Quer- 
ebene nicht weniger als 200 mm beträgt. 

Hintere, rote, nicht-dreieckiger Rückstrahler 
Vorgeschrieben an Kraftfahrzeugen 
Unzulässig an Anhängern 

Anzahl 

2 

Anbauschema 

Keine besondere Vorschrift 

Anbringung 
In Richtung der Breite 

Der von der Fahrzeuglängsmittelebene am weitesten entfernte Punkt der leuchtenden Fläche darf 
nicht mehr als 400 mm von der breitesten Stelle des Fahrzeugs entfernt sein. 

Abstand zwischen den inneren Rändern der Rückstrahler; mindestens 600 mm. Dieser Abstand 
kann auf 400 mm verringert werden, wenn die Fahrzeugbreite über alles kleiner ist als 1,30 m. 

In der Höhe 

über dem Boden: 350, maximal 900 mm. 

In Längsrichtung 

Keine besondere Vorschrift 

Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontal Winkel: 30^ nach innen und nach außen 

Vertikalwinkel; 15^ oberhalb oder unterhalb der Horizontalen. Der vertikale Winkel unterhalb 
der Horizontalen kann auf 5^ verringert werden, wenn die Höhe der Leuchte über dem Boden 
kleiner ist als 750 mm. 

Ausrichtung 
Nach hinten 

Darf zusammengebaut sein 
mit anderen Leuchten. 

Sonstige Vorschriften 

Die leuchtende Fläche des Rückstrahlers darf gemeinsame Teile mit beliebigen anderen Heck- 
leuchten aufweisen. 

Hinterer, roter, dreieckiger Rückstrahler 
Vorhandensein 

Vorgeschrieben an Anhängern 
Unzulässig an Kraftfahrzeugen 
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4.15.2. Anzahl 
2 

4.15.3. Anbauschema 

Die Spitze des Dreiecks muß nach oben gerichtet sein. 

4.15.4. Anbringung 

4.15.4.1. In Richtung der Breite 

Die Spitze des Dreiecks muß nach oben gerichtet sein. 

Der von der Fahrzeughängermittelebene am weitesten entfernte Punkt der leuchtenden Fläche 
darf nicht mehr als 400 mm von der breitesten Stelle des Fahrzeugs entfernt sein. 

Abstand zwischen den inneren Rändern der Rückstrahler: mindestens 600 mm. Dieser Abstand 
kann auf 400 mm verringert werden, wenn die Fahrzeugbreite über alles kleiner ist als 1,30 m. 

4.15.4.2. In der Höhe 

über dem Boden: mindestens 350 mm, höchstens 900 mm. 

4.15.4.3. In Längsrichtung 

Keine besondere Vorschrift 

4.15.5. Geometrische Sichtbarkeit 
Horizontalwinkel: 30® nach innen und nach außen 
Vertikalwinkel: 15® oberhalb und unterhalb der Horizontalen 

4.15.6. Ausrichtung 
Nach hinten 

4.15.7. Darf nicht zusammengebaut sein 
mit anderen Leuchten. 

4.15.8. Sonstige Vorschriften 

Im Innern des Dreiecks darf keinerlei Signalleuchte angebracht sein. 

4.16. Vorderer, farbloser ^), nicht dreieckiger Rückstrahler 

4.16.1. Vorhandensein 
Vorgeschrieben an Anhängern 
Unzulässig an Kraftfahrzeugen 

4.16.2. Anzahl 
2 

4.16.3. Anbausdiema 

Keine besondere Vorschrift 

4.16.4. Anbringung 

4.16.4.1. In Richtung der Breite 

Der von der Fahrzeuglängsmittelebene am weitesten entfernte Punkt der leuchtenden Fläche darf 
nicht mehr als 400 mm von der breitesten Stelle des Fahrzeugs entfernt sein. 

Abstand zwischen den inneren Rändern der Rückstrahler: mindestens 600 mm. Dieser Abstand 
kann auf 400 mm verringert werden, wenn die Fahrzeugbreite über alles kleiner ist als 1,30 m. 

4.16.4.2. In der Höhe 

über dem Boden: mindestens 350, höchstens 900 mm 

4.16.4.3. In Längsrichtung 

Keine besondere Vorschrift 

4.16.5. Geometrische Sichtbarkeit 
Horizontalwinkel: 30® nach innen und nach außen 
Vertikalwinkel: 15® oberhalb und unterhalb der Horizontalen 

4.16.6. Ausrichtung 
Nach vom 

4.16.7. Kann zusammengebaut sein 

mit den vorderen Begrenzungsleuchten. 


1) ebenfalls weißer Rückstrahler genannt 
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4.17.1. 

4.17.2. 

4.17.3. 

4.17.4. 

4.17.4.1. 

4.17.4.2. 

4.17.4.3. 

4.17.5. 

4.17.6. 

4.17.7. 

5. 

5.1. 
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Sonstige Vorschriften ' 

Die leuchtende Fläche des Rückstrahlers kann mit der vorderen Begrenzungsleuchte gemeinsame 
Teile aufweisen. 

Seitlicher, autogelber nicht dreieckiger Rückstrahler 

Vorhandensein 

Vorgeschrieben 

- an allen Kraftfahrzeugen mit einer Länge über 6 m, mit Ausnahme der Fahrzeuge der Klasse Mi; 

- an allen Anhängern 

Zulässig 

- an allen Kraftfahrzeugen der Klasse Mi; 

- an allen Kraftfahrzeugen außer Klasse Mi, mit einer Länge bis zu 6 m. 

Mindestzahl je Seite 

So, daß die Vorschriften für die Anbringung in Längsrichtung eingehalten sind. 

Anbauschema 

Keine besondere Vorschrift 

Anbringung 

In Richtung der Breite 
Keine besondere Vorschrift 

In der Höhe 

Uber dem Boden: mindestens 350 mm, höchstens 900 mm. 

Längsrichtung 

Kraftfahrzeuge: mindestens ein Rückstrahler muß sich im ersten Drittel des Fahrzeugs befinden. 
Anhänger: 

- Der am weitesten vorn angebrachte Rückstrahler darf nicht mehr als 3 m von der vordersten 
Stelle entfernt sein. 

- Zwischen zwei aufeinanderfolgenden Rückstrahlern darf sich kein größerer Abstand als 3 m 
befinden, 

- Der am weitesten hinten angebrachte Rückstrahler darf höchstens 1 m vom hinteren Fahrzeug- 
ende entfernt sein. 

Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 45° nach vorn und nach hinten. 

Vertikal Winkel: 15° oberhalb und unterhalb der Horizontalen. 

Ausrichtung 

Die Bezugsachse des Rückstrahlers muß horizontal, senkrecht zur Fahrzeuglängsmittelebene und 
nach außen gerichtet sein. 

Darf zusammengebaut sein 
mit anderen Signaleinrichtungen. 


Übereinstimmung der Produktion 

Jedes Fahrzeug einer Serie muß hinsichtlich des Anbaus der Beleuchtungs- und Lichtsignalein- 
richtung oder deren Eigenschaften dem genehmigten Fahrzeugtyp entsprechen. 
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Zusatz I 

i 


Belastungszustände der Achsen gemäß Punkt 4.2.6.I. 


1 . 

2 . 

2 . 1 . 
2 . 1 . 1 . 
2 . 1 . 1 . 1 . 
2 . 1 . 1 . 2 . 

2.1. 1.3. 

2.1. 1.4. 

2. 1.1.5. 


2 . 1 . 1 . 6 . 


2 . 1 . 2 . 


2 . 2 . 


2 . 2 . 1 . 

2 . 2 . 2 . 

2.3. 

2.3.1. 

2.3.1. 1. 

2.3.1.2. 


2.4. 

2.4.1. 

2.4.1. 1. 

2.4.1.2. 

2.4.2. 

2.4.2.1. 

2.4.2.2. 


Für die nachfolgenden Prüfungen ist das Gemdit einer Person mit 75 kg anzunehmen [(68 kg 
Gewicht der Person) + 7 kg (mittleres Gewicht des Gepäcks)] 

Belastungszustände für die einzelnen Fahrzeugarten: 

Fahrzeuge der Klasse Mi 

Die Neigung des Abblendlichtbündels ist bei folgenden Belastungszuständen zu .ermitteln: 

Eine Person auf dem Führersitz (Fahrer) 

Fahrer, ein Passagier auf dem Beifahrersitz vorn außen 
Fahrer, Passagier vorn außen, alle hinteren Plätze besetzt 
alle vorhandenen Sitzplätze besetzt 

alle Sitzplätze besetzt, gleichmäßige Belastung des Gepäckraumes bis zum Erreichen der zulässigen 
Hinterachslast bzw. Vorderachslast bei vorn liegendem Gepäckraum. Sind vorn und hinten 
Gepäckräume vorhanden, so ist die zusätzliche Belastung bis zum Erreichen der zulässigen 
Achslasten gleichmäßig zu verteilen. Wird jedoch das zulässige Gesamtgewicht erreicht vor 
Erreichung einer der zulässigen Achslasten, so wird die Belastung - des Gepäckraums auf einen 
Wert begrenzt, der es gestattet, dieses Gewicht zu erreichen. 

Fahrer, sowie gleichmäßige Belastung im Gepäckraum bis zum Erreichen der zulässigen Achslast 
der entsprechenden Achse. Wird jedoch das zulässige Gesamtgewicht erreicht vor Erreichung 
einer der zulässigen Achslasten, so wird die Belastung des Gepäckraums auf einen Wert begrenzt, 
der es gestattet, dieses Gewicht zu erreichen. 

Bei der Festlegung der vorgenannten Belastungsbedingungen sind gegebenenfalls die Belastungs- 
einschränkungen zu berücksichtigen, die vom Hersteller vorgesehen sein können. 

Fahrzeuge der Klassen Mi und M 2 

Die Neigung des Abblendlichtbündels ist bei folgenden Belastungen zu ermitteln: 

Leeres Fahrzeug 

Fahrzeug in der Weise belastet, daß jede der Achsen ihre technisch höchstzulässige Achslast 
aufnimmt. 

Fahrzeuge der Klasse N mit Ladefläche 

Die Neigung des Abblendlichtbündels ist bei folgenden Belastungszuständen zu ermitteln: 

Leeres Fahrzeug 

Eine Person auf dem Führersitz? Beladung so, daß die technisch höchstzulässige Hinterachslast und 
gleichzeitig die Vorderachslast bei leerem Fahrzeug erreicht wird. Bei vorn liegender Ladefläche 
ist sinngemäß zu verfahren. 

Fahrzeuge der Klasse N ohne Ladefläche 
Sattelzugmaschinen 

Leeres Fahrzeug ohne Hilfsbelastung im Aufsattelpunkt 

Eine Person auf Führersitz? im Auf sattelpunkt technisch höchstzulässige Sattellast in der Sattel- 
stellung, die der größten Belastung der Hinterachse entspricht. 

Zugmaschinen 
Leeres Fahrzeug 

Eine Person auf Führersitz, alle weiteren vorgesehenen Sitzplätze im Führerhaus besetzt. 
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Zusatz 4 




Kategorie 2 


•) Der Wert von 5° für den toten Winkel der 
Sichtbarkeit des seitlichen Zusatz-Fahrt- 
richtungsanzeigers nach hinten ist eine obe- 
re Grenze. Dieser Wert kann auf 10*^ erhöht 
werden, wenn 5^ nicht eingehalten werden 
können. 


d ^ 1,80 m 
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Anhang II 


Angabe der Behörde 


Anhang zum EWG-Betriebserlaubnisbogen für einen Fahrzeugtyp in bezug auf den Anbau von Beleuchtungs- 
und Lichtsignaleinrichtungen (Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 10 der Richtlinie des Rates vom 6.2. 1970 
betreffend die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis von 
Kraftfahrzeugen und ihre Anhänger). 

Nummer der EWG-Betriebserlaubnis 

1. Fabrikmarke (Firmenbezeichnung) 

2. Typ- und Handelsbezeichnung 

3. Name und Anschrift des Herstellers : 

4. Gegebenenfalls - Name und Anschrift des Beauftragten des Herstellers 


5. An dem zur Betriebserlaubnis vorgestellten Fahrzeug vorhandene Beleuchtungseinrichtungen: ^) 

5.1. Scheinwerfer für Fernlicht: ja/nein *) 

5.2. Scheinwerfer für Abblendlicht: ja/nein *) 

5.3. Nebelscheinwerfer: ja/nein *) 

5.4. Rückfahrleuchte: ja/nein *) 

5.5. Vorderer Fahrtrichtungsanzeiger: ja/nein*) 

5.6. Hinterer Fahrtrichtungsanzeiger: ja/nein *) 

5.7. Seitlicher Fahrtrichtungsanzeiger: ja/nein *) 

5.8. Vorderer seitlicher Fahrtrichtungsanzeiger: ja/nein *) 

5.9. Seitlicher Zusatzfahrtrichtungsanzeiger: ja/nein *) 

5.10. Warnblinklicht: ja/nein *) 

5.11. Bremsleuchte : j a/nein *) 

5.12. Beleuchtungseinrichtung des hinteren Kennzeichenschildes: ja/nein *) 

5.13. Begrenzungsleuchte; ja/nein*) 

5.14. Schlußleuchte: ja/nein *) 

5.15. Nebelschlußleuchte: ja/nein*) 

5.16. Parkleuchte: ja/nein*) 

5.17. Umrißleuchte: ja/nein *) 

5.18. Hinterer, roter nicht dreieckiger Rückstrahler: ja/nein *) 

5.19. Hinterer, roter dreieckiger Rückstrahler: ja/nein *) 

5.20. Vorderer, farbloser, nicht dreieckiger Rückstrahler: ja/nein *) 

5.21. Gelber, seitlicher, nicht dreieckiger Rückstrahler: ja/nein *) 

5.22. Einschränkung hinsichtlich der Beladung 

1) Auf einem getrennten Blatt können für jedes Gerät noch andere Gerätetypen mit genauen Bezeichnungen ange- 
geben werden, die Anbauvorschriften im Sinne des Anhangs I 

2) Skizzen des Fahrzeugs nach Punkt 4.3. des Anhangs I beifügen 
*) Nichtzutreffendes streichen 
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6. Varianten 

7. Fahrzeug zur Betriebserlaubnis vorgestellt am 

8. Prüfstelle 

9. Datum des Prüfberichts 

10. Nummer des Prüfberichts 

11. Die Betriebserlaubnis hinsichtlich der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen wird erteilt/ 

versagt *) 

12. Ort : 

13. Datum 

14. Untersdirift 


*) Nichtzutreffendes bitte streichen. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. Im Rahmen des Verfahrens zur Erteilung der 
Betriebserlaubnis mit gemeinschaftlicher Geltung für 
Kraftfahrzeuge, das Gegenstand der Richtlinie des 
Rates vom 6. Februar 1970 war^), fügt sich auch das 
Kapitel über die Beleuchtungs- und Lichtsignalein- 
richtungen. Dieses Kapitel sieht eine oder mehrere 
Richtlinien vor, in denen die technischen Vorschrif- 
ten und die Prüfverfahren festgelegt werden, denen 
die verschiedenen Beleuchtungs- und Lichtsignalein- 
richtungen hinsichtlich ihrer Bauart sowie ihrer An- 
bringung am Fahrzeug entsprechen müssen, wenn 
eine EWG-Zulassung dieser Einrichtungen oder die 
Erteilung der EWG-Betriebserlaubnis für diese 
Fahrzeuge beantragt wird. 

2. Am 16. Juli 1968 2) hatte die Kommission dem 
Rat einen Richtlinienvorschlag über die Beleuch- 
tungs- und Lichtsignaleinrichtungen für Kraftfahr- 
zeuge und Kraftfahrzeuganhänger unterbreitet; der 
Rat konnte diesen Vorschlag jedoch erst im Jahre 
1971 prüfen. Zu diesem Zeitpunkt hatte die Gruppe 
„Wirtschaftsfragen" des Rates, die eine Überarbei- 
tung des Kommissionsvorschlags als unerläßlich an- 
sah, beschlossen, die Prüfung dieses Dokuments 
auszusetzen, bis die Kommission dem Rat eine Er- 
gänzung zu ihrem ursprünglichen Vorschlag oder 
einen neuen Vorschlag unterbreitet, 

3. Die zuständigen Dienststellen der Kommission 
haben sodann in Zusammenarbeit mit Sachverstän- 
digen, insbesondere im Rahmen der Arbeitsgruppe 
„Beseitigung der technischen Handelshemmnisse - 
Kraftfahrzeuge", eine Überarbeitung vorgenommen. 

Ergebnis dieser Überarbeitung waren so erhebliche 
Änderungen am ursprünglichen Vorschlag - die teil- 
weise auf den technischen Fortschritt und teilweise 
auf die Ergebnisse der gleichzeitigen Erörterungen 
in anderen internationalen Gremien zurückzuführen 
waren daß die Kommission es als zweckdienlich 
erachtet hat, einen neuen Richtlinienvorschlag vor- 
zulegen, da eine vollständige Neufassung des be- 
reits vorgelegten Richtlinienvorschlags erforderlich 
wurde. 

Zu einer einheitlicheren Strukturierung der Richtlinie 
über den Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsignal- 
einrichtungen ist es außerdem zweckmäßig erschie- 
nen, in diese die Anbauvorschriften über Fahrtrich- 
tungsanzeiger einzubeziehen. 

Diese Fusion wurde andererseits im Rahmen der 
Erörterungen im Rat in Betracht gezogen, wo dieser 
Vorschlag bereits eine weitgehende Zustimmung 
erhalten hatte. 

Leichte Änderungen wurden jedoch vorgenommen, 
um den letzten Fortschritt der Technik Rechnung zu 
tragen. 


Der vorliegende neue Richtlinienvorschlag bezieht 
sich auf die Vorschriften für den Anbau der Be- 
leuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen an den 
Fahrzeugen; weitere Richtlinienvorschläge werden 
für die Bauvorschriften jeder dieser Beleuchtungs- 
und Lichtsignaleinrichtungen ausgearbeitet. 


II. Gliederung des Richtlinien vor Schlags nebst 
Kommentar 

In Artikel 1 ist der Geltungsbereich der Richtlinie 
festgelegt, der auf Kraftfahrzeuge mit mindestens 
4 Rädern und einer bauartbedingten Höchstge- 
schwindigkeit von über 25 km/Std. ausgedehnt wird; 
ausgenommen sind Schienenfahrzeuge, landwirt- 
schaftliche Maschinen und Schlepper sowie Straßen- 
baumaschinen. 

Durch Artikel 2 werden die Vorschriften über den 
Anbau der obligatorischen oder fakultativen Be- 
leuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen nach Ab- 
satz 1.5.7. bis 1.5.20. von Anhang I in das EWG- 
Betriebserlaubnisverfahren eingegliedert. 

Artikel 3 ist ein besonderer Artikel, der aufgenom- 
men wurde, um zu ermöglichen, daß in einigen 
neuen Mitgliedstaaten, die bisher kein Betriebser- 
laubnisverfahren mit nationaler Geltung kennen, 
Fahrzeuge benutzt werden können, die den Vor- 
schriften der Richtlinie entsprechen. 

Artikel 4 entspricht einem Anliegen der Sicherheit, 
da er vorschreibt, daß Änderungen an bestimmten 
Bauteilen oder Eigenschaften eines Fahrzeugtyps 
eine neue Prüfung bedingen, gegebenenfalls in Ver- 
bindung mit einem neuen Prüfbericht. Die Behörde, 
die die Betriebserlaubnis erteilt, befindet darüber, 
ob diese vom Konstrukteur mitgeteilten Änderun- 
gen eine neue Kontrolle und folglich die Erstellung 
eines neuen Prüfberichts erforderlichen machen oder 
nicht. 

Die Liste der Faktoren oder Merkmale, die auf den 
Anbau von Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrich- 
tungen von Einfluß sind, ist in Anlage I beigefügt. 

Artikel 5 bezieht sich auf das Verfahren zur An- 
passung der Vorschriften der Anlagen an den tech- 
nischen Fortschritt; dieses Verfahren ist in Artikel 13 
der Richtlinie des Rates vom 6. Februar 1970 über 
die Betriebserlaubnis der Kraftfahrzeuge und der 
Kraftfahrzeuganhänger beschrieben. 

Artikel 6 sieht eine zweifache Frist vor; vor Ablauf 
der ersten Frist müssen die Mitgliedstaaten die 
erforderlichen Maßnahmen zur Erfüllung der Richt- 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 
vom 23. Februar 1970 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 125 
vom 28. November 1968 
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linie annehmen und veröffentlichen; dies kann an 
einem beliebigen Zeitpunkt innerhalb der Frist er- 
folgen. Die zweite Frist legt den Zeitpunkt fest, an 
dem die Mitgliedstaaten die Anwendung der gemein- 
samen Vorschriften gleichzeitig durchführen müssen. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß diese neue Fas- 
sung des Schlußartikels, der allen Richtlinienvor- 
schlägen gemeinsam ist, die Übertragung der ge- 
meinschaftlichen Vorschriften in die nationale Ge- 
setzgebung der Mitgliedstaaten erleichtern dürfte. 

Artikel 6 sieht vor, daß die Koihmission innerhalb 
angemessener Fristen über alle von den Mitglied- 
staaten auf dem von der Richtlinie betroffenen Ge- 
biet geplanten Bestimmungen unterrichtet wird; 
diese Unterrichtung soll die Kommission in die Lage 
versetzen, gegebenenfalls Bemerkungen hierzu vor- 
zubringen. 

Die technischen Anhänge enthalten mehrere Defini- 
tionen, ferner die Fristen für das Verfahren der 
Beantragung der EWG-Betriebserlaubnis, die allge- 
meinen und besonderen Vorschriften für den Anbau 
der einzelnen Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrich- 
tungen am Fahrzeug sowie ein Muster des Betriebs- 
erlaubnisbogens eines Fahrzeugtyps hinsichtlich der 
Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen. 

Trotz langwieriger und schwieriger Erörterungen 
innerhalb der Arbeitsgruppe „Kraftfahrzeuge", die 
den zuständigen Dienststellen der Kommission bei 
der Ausarbeitung der Richtlinienvorschläge bei- 
steht, konnte unter den Sachverständigen der Mit- 
gliedstaaten weitgehende Übereinstimmung erzielt 
werden; einige Punkte blieben jedoch ungeklärt, 
und einige Sachverständige machten hierzu aus- 
drücklich Vorbehalte. Die zuständigen Dienststellen 
der Kommission haben dennoch Lösungen vorge- 
legt, die den Ansichten der Sachverständigen und 
den Zielen der Richtlinie Rechnung tragen, d. h. der 
Beseitigung der Handelshemmnisse unter Einhaltung 
der Normen der Verkehrssicherheit. 

Dennoch ist es angezeigt, die strittigen Punkte so- 
wie die Vorbehalte zu den vorgeschlagenen Lösun- 
gen hier aufzuführen. 

1. Die britischen Sachverständigen schlagen vor,^ 
ab einem bestimmten Zeitpunkt als Bedingung für 
die Erteilung einer EWG-Betriebserlaubnis für ein 
Fahrzeug für die Bremsleuchten und die Fahrtrich- 
tungsanzeiger den doppelten Lichtstärkepegel zwin- 
gend vorzuschreiben. Sie sind der Ansicht, daß die- 
ses System, das die Sichtbarkeit der Signale bei 
Tageslicht verbessern soll, ohne die Blendgefahr 
bei Nacht zu verstärken, aus Gründen der Sicher- 
heit angenommen werden sollte. 

Eine Verordnung, wonach im Vereinigten König- 
reich der doppelte Lichtstärkepegel für diese Ein- 
richtungen vorgeschriebeh ist, lag bereits vor. Der 
Zeitpunkt des Inkrafttretens ejieser Verordnung war 
ursprünglich auf den 1. Juli 1973 festgesetzt, wurde 
jedoch erstmals am 1. Januar 1974 und schließlich 
auf Antrag der Kommission „sine die" vertagt, da 


man hofft, die Regierungen der übrigen Mitglied- 
staaten von der Zweckdienlichkeit dieser neuen 
Verordnung zu überzeugen. 

Die Sachverständigen der übrigen Mitgliedstaaten 
räumten zwar ein, daß diese Einrichtungen Vorteile 
hinsichtlich der verbesserten Verkehrssicherheit zu 
bieten vermögen, sprachen sich jedoch gegen eine 
solche zwingende Vorschrift aus, denn diese 
Systeme erfüllen derzeit noch nicht alle Voraus- 
setzungen für eine industrielle Fertigung. Unter den 
noch zu lösenden Problemen können genannt wer- 
den: 

a) Die zusätzliche Verzögerung bei der Betätigung 
der Bremsleuchten bei Nachtfahrt entspricht 
einer Fahrtstrecke, die zu Unfällen führen kann; 

b) eine Erhöhung der Lichtstärke um nur 20®/o 
rechtfertigt - angesichts der verlängerten An- 
sprechzeit dieser Vorrichtungen - nicht, diese 
Einrichtungen zwingend vorzuschreiben; 

c) die tatsächlichen Vorzüge dieser Einrichtungen 
sind angeblich noch nicht hinreichend nachge- 
wiesen, insbesondere hinsichtlich der Kosten- 
Nutzenanalyse; 

d) Schwierigkeiten könnten auftreten im Zusam- 
menhang mit der Vorschrift des Warnblinklichts. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß die Einrich- 
tungen mit doppeltem Lichtstärkepegel für die 
Bremsleuchten und die Fahrtrichtungsanzeiger wirk- 
liche Vorzüge hinsichtlich der Verkehrssicherheit 
bieten könnten, sobald erst die genannten Probleme 
endgültig gelöst sind. Die Kommission wird nicht 
versäumen, dann die erforderlichen Änderungen zur 
Richtlinie mit dem am besten geeigneten Verfahren 
vorzuschlagen. 

2. Für die Scheinwerfer für Fernlicht und für Ab- 
blendlicht wurden zwei Farben vorgeschlagen, näm- 
lich weiß und selektives Gelb, die Wahl bleibt den 
Benutzern überlassen. Die französischen Sachver- 
ständigen machten ausdrückliche Vorbehalte da- 
gegen, daß die Wahl der Farbe dem Benutzer über- 
lassen bleibt. Nach ihrer Ansicht sollte diese Wahl 
vom Einfuhrland getroffen werden, das frei sein 
sollte, entweder beide Farben zuzulassen oder eine 
der beiden zu untersagen. Diese Lösung konnte 
nicht angenommen werden, da es sich hier um ein 
klassisches Hemmnis für den Handel mit Fahrzeu- 
gen handelt. 

Frankreich ist derzeit das einzige Land der Gemein- 
schaft, das für die Scheinwerfer für Fernlicht und 
für Abblendlicht als einzige Farbe selektives Gelb 
vorschreibt. 

Keine der beiden Farben bietet entscheidende Vor- 
teile; die weiße Farbe verbessert die Sicht, verur- 
sacht jedoch eine stärkere Blendung der Fahrer von 
Fahrzeugen aus der Gegenrichtung; selektives Gelb 
behindert die Fahrer dieser Fahrzeuge weniger, 
verringert jedoch die Sicht des Fahrers; die Kom- 
mission hat daher beschlossen, beide Farben zuzu- 
lassen und die Wahl den Benutzern zu überlassen. 
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3. Bezüglich der Ausrichtung der Scheinwerfer für 
Abblendlicht, namentlich zu der Vorschrift über 
die Absenkung des Abblendlichtbündels, die ohne 
weiteres Eingreifen zwischen 0,5 v. H. und 2,5 v. H. 
liegen muß, wenn die Absenkung des Scheinwer- 
fers bei leerem Fahrzeug mit einer Person auf dem 
Führersitz auf 1 ,5 v. H. eingestellt ist, haben die 
italienischen und die dänischen Sachverständigen 
einen Vorbehalt vorgebracht: die Italiener hinsicht- 
lich der Vorschrift im allgemeinen, die Dänen hin- 
sichtlich der Voreinstellung der Absenkung auf 
1,5 v.H. 

4. Zu der Anbringungshöhe aller hinteren Leuch- 
ten, die auf mindestens 350 mm über dem Boden 
festgelegt wurde, machten die italienischen Sach- 
verständigen einen Vorbehalt, da nach ihrer An- 
sicht dieser Abstand auf 400 mm festgelegt werden 
sollte. 

5. Für das Warnblinklicht schlägt die Kommission 
im Hinblick auf eine größere Verkehrssicherheit vor. 


diese Einrichtung zwingend vorzuschreiben: die 
italienischen Sachverständigen haben hierzu einen 
Vorbehalt gemacht. 

6. Für die Nebelschlußleuchte schlägt die Kommis- 
sion im Hinblick auf eine größere Verkehrssicher- 
heit vor, diese Einrichtungen zwingend vorzuschrei- 
ben: die italienischen und britischen Sachverstän- 
digen haben hierzu einen Vorbehalt gemacht. 

7. Die vor geschlagene Vorschrift, wonach der Ab- 
stand zwischen der Nebelschlußleuchte und der 
Bremsleuchte in allen Fällen über 100 mm sein 
sollte, war Gegenstand eines Vorbehalts der fran- 
zösischen Sachverständigen. 


III. Anhörung des europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialaussdiusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Organe ist nach 
Artikel 100 Absatz 2 erforderlich. 
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